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Stellungnahme zum Referentenentwurf der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und 

Familie zum „Gesetz über Änderung des Lehrkräftebildungsgesetzes“ mit Stand: 

14.02.2023 

 

Sehr geehrte Frau , 

sehr geehrte Damen und Herren,  

 

der Paritätische Wohlfahrtsverband Landesverband Berlin e.V. dankt der Senatsverwaltung für 

Bildung, Jugend und Familie für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum vorliegenden 

Referentenentwurf. 

Der Paritätische Berlin begrüßt ausdrücklich die Erweiterung der Möglichkeiten für die Ausbildung 

von Lehrkräften in Berlin. Die umfänglichen Änderungen des § 12 Lehrkräftebildungsgesetzes zielen 

dabei auf die Rekrutierung von zusätzlichen Lehrkräften für die Berliner Schulen und ermöglichen 

dies durch eine Stärkung der berufsbegleitenden Ausbildung von Lehrkräften. Der Paritätische Berlin 

hätte sich erhofft, dass das Lehrkräftebildungsgesetz noch stärker die Möglichkeiten der Ausbildung 

zur Lehrkraft z.B. dadurch erweitere, dass die Ausbildung zum Schuldienst gleichberechtigt über die 

klassische Ausbildung an den Hochschulen sowie über die berufsbegleitende Ausbildung erfolgen 

kann und nicht nur nachrangig über die Deckung des Lehrkräftebedarfs erfolgt. Berlin vergibt sich 

hier eine Chance mittel- und langfristig eine zweite Säule der so dringend notwendigen 

Lehrkräfteausbildung aufzubauen und dafür neben den staatlichen Universitäten auch die sehr 

engagierten Hochschulen in freier Trägerschaft dafür zu gewinnen. Diese können sich nur aufgrund 

von mittel- und langfristigen Planungen angemessen an einer möglichen Ausbildungsoffensive 
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beteiligen. Das Land Berlin vergibt hier eine Chance das Ausbildungsangebot deutlich zu erweitern 

und die kommenden schwierigen Zeiten des Lehrkräftemangels zu lindern. 

Der Paritätische bittet das Land Berlin eindringlich, dass in den weiterführenden Regelungen des 

Lehrkräftebildungsgesetzes z.B. durch Rechtsverordnungen, Rundschreiben usw. die Lehrkräfte an 

den Schulen in freier Trägerschaft von der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie immer 

mitbedacht werden und ebenfalls Zugang zu den berufsbegleitenden Weiterbildungs- und 

Qualifizierungsmaßnahmen bis hin zum 2. Staatsexamen erhalten. Der Mangel an Lehrkräften 

besteht nicht nur im öffentlichen Schulwesen, sondern auch an den Schulen in freier Trägerschaft. 

Diese bilden heute schon mit hohem eigenem Engagement und unzureichenden finanziellen Mitteln 

angehende sowie bereits tätige Lehrkräfte aus. Der seit Jahren und nur mit wenigen Ausnahmen 

praktizierte Ausschluss von Lehrkräften aus den Schulen in freier Trägerschaft an den öffentlichen 

Qualifizierungsmaßnahmen und Weiterbildungen sollte möglichst schnell zum Wohle aller Berliner 

Schülerinnen und Schüler aufgehoben werden. 

Wir bitten daher das Land Berlin, dass mit Inkrafttreten dieses Gesetzentwurfes der Zugang zu 

Qualifizierungsmaßnahmen für Lehrkräfte der Schulen in freier Trägerschaft so geöffnet wird, dass 

ein gleichberechtigter Zugang für alle werdenden und bereits tätigen Lehrkräfte in Berlin zu den 

Qualifizierungsmaßnahmen und Weiterbildungen, egal wo sie beschäftigt sind, möglich ist. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

i.A. Torsten Wischnewski-Ruschin 

Ref. Schulbezogene Jugendhilfe | Schule 

 




